
Wer zahlt für die Krise?
Europäischer New Deal statt Schuldenbremse

Die Politik der letzten Jahre bietet keine
Antwort auf die aktuelle Krise, denn sie hat
sie mit hervorgebracht. Mit dem Haus-
haltsdogma der „schwarzen Null“ (Auste-
rität), also mit Sozialstaatsabbau,
Privatisierungen von öffentlichen Gütern
und Bedienung der Banken wurde die so-
ziale Ungleichheit in Europa in den letzten
Jahren weiter vertieft. In der Corona-Krise
tritt die ganze Brutalität dieser Politik nun
erneut offen zu Tage. Seien es die Kranken-
häuser in Italien, die unter dem Druck der
Troika geschlossen wurden, sei es die man-
gelnde soziale Sicherung, überall wurden
die sozialen Strukturen ausgehöhlt, die das

solidarische, gesellschaftliche Zusammen-
leben erst möglich machen. Eine Situation,
aus der die Rechten Kräfte nun weiter ver-
suchen, ihren Profit zu schlagen.

Doch ein Blick in die Geschichte zeigt: die
Reformschritte liegen eigentlich auf der
Hand. Mit dem „New Deal“ wurden in
den 1930er Jahre in den USA massive In-
vestitionen in die öffentliche Infrastruktur
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und in den Sozialstaat, ein umfassendes Be-
schäftigungsprogramm, eine Stärkung der
Rechte der Beschäftigten und Gewerkschaf-
ten und eine Regulierung des Finanzmark-
tes durchgesetzt. Grundlage für diese
tiefgreifenden Verbesserungen waren die
Kämpfe einer starken Arbeiter- und Ge-
werkschaftsbewegung und die weitrei-
chende Ambition nach einer größeren
demokratischen Verfügung über den gesell-
schaftlich erarbeiteten Reichtum. Der New
Deal war damit die historische Alternative
zur Austeritätspolitik von Reichskanzler
Brüning in Deutschland, die den Weg 
für den Aufstieg der Faschisten erst mit 
bereitete.

In diesem Sinne muss heute aus öffentlicher
Hand investiert werden, in eine sozial, öko-
nomisch, ökologisch und demokratisch
nachhaltige Entwicklung – für gesundma-
chende Krankenhäuser, emanzipatorische
Schulen und Hochschulen, kritische Kul-
tureinrichtungen, für eine inklusive Da-
seinsvorsorge mit sozialem Wohnungsbau
und erschwinglichem Nahverkehr für alle.

Diese Investitionen in ein demokratisches
und soziales Gemeinwesen sind schon
längst möglich und dringend nötig, auch
weil sie ein Ausweg aus der tiefen Rezession
sind, die wir jetzt weltweit erleben. Dafür
muss die Schuldenbremse nun erst recht aus
dem Grundgesetz und den europäischen
Verträgen gestrichen werden. 

Im Rahmen der Veranstaltung wollen wir
uns zunächst mit dem historischen New
Deal und seiner Bedeutung für die Gewerk-
schaftsbewegung heute auseinandersetzen.
Wir wollen diskutieren, wie wir einen New
Deal für gute Arbeit, ökologische Nachhal-
tigkeit, soziale Gerechtigkeit, Friedenspoli-
tik und demokratische Teilhabe europaweit
durchsetzen und welche Rolle dabei ein
Ende der Schuldenbremse in Deutschland
spielt. Dazu diskutieren Peter Bofinger, ehe-
mals Mitglied im Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung, Katja Karger, Vorsitzende des
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) in
Hamburg und ein*e Vertreter*in des Volks-
entscheids „Schuldenbremse streichen!“.

Diskussionsveranstaltung
mit Peter Bofinger („Fünf Wirtschaftsweise” 2004-19)

und Katja Karger (Vorsitzende DGB Hamburg)

und ein*e Vertreter*in des Volksentscheids „Schuldenbremse Streichen”

Dienstag, den 23.06. um 19 Uhr im Zeise Kino Saal 1 (Friedensalle 7-9)

Einlass ab 18:30, der Saal bietet Platz für  70 Personen,
ein Livestream  steht zur Verfügung unter  https://schluss-mit-austeritaet.de/news-2


